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Änderungsantrag zu EP-S-01

Von Zeile 575 bis 578:
Globalisierung gerecht gestaltet. Es ist nicht hinnehmbar, dass es
Sonderschiedsgerichte für Investoren zwischen Rechtsstaaten gibt, während
Klimaschutz, Menschenrechte oder das Vorsorgeprinzip nur schmückende Prosa
bleiben. Wir lehnen einseitige Gerichte für private Investoren ab. Von der EU muss eine
Initiative ausgehen, dass die Mitgliedsstaaten ihre bestehenden nationalen bilateralen
Investitionsschutzabkommen nachverhandeln, mit dem Ziel die umstrittenen Investor-
Staat-Schiedsgerichte zu beenden. Außerdem wollen wir, dass die EU sich verpflichtet,
ihrerseits keine Handels- und Investitionsschutzabkommen abzuschließen, die die
Konzern-Schiedsgerichte enthalten. Wir unterstützen die EU Kommission bei ihrem
Vorhaben, die existierenden innereuropäischen bilateralen Investitionsabkommen zu
beenden.
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